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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.12.1970 

Geschäftszahl 

1778/69 

Rechtssatz 

Die Einhaltung der Bestimmungen des § 11 der Reichsgaragenordnung kann als subjektiv-öffentliches Recht 
eingewendet werden, und können auch diese Bestimmungen als Begründung dafür herangezogen werden, dass 
bei der Entscheidung über die Errichtung einer Garage an der Nachbargrenze, nicht vom Ermessen im Sinne des 
Gesetzes Gebrauch gemacht werde. 


